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Badischer Landtag.
L »rtznnAst >errckt der ^Zwerterr ^ « rnrner.

SS . öffentliche Sitzung
am Dienstag , chen 8 . April 1902 .

Am Negierungstisch : Staatsminister v Brauer und'
Regierungskommissäre .

Präsident Gönner eröffnet um 9 ' /z Uhr die Sitzung.
Nach Verlesung neuer Einläufe durch den Sekretär wird

auf Vorschlag des Abg . Or . Wilckens der Gesetzentwurf be¬
treffend die Abänderung des Landesgesetzes vom 24 . März1888 über die Ausführung der Unfall - und Krankenver¬
sicherung und des Landesgesetzes vom 7 . Juli 1892 über
die Ausführung der Krankenversicherung der Kommission
zur Berathung des Gesetzentwurfs die Abänderung des
Gebäude- und Fahrnitzversicherungsgesetzesüberwiesen.

Abg . Hergt berichtet über den Staatsvertrag zwischenBaden , Preutzen und Hessen vom 14 . Dezember 1901 , die
Vereinfachung der Verwaltung der Main -Neckar -Bahn be¬
treffend. Der Berichterstatter geht ausführlich auf die Ge¬
schichte der Main -Ncckar-Babn ein, deren erste Anfängein das Jahr 1836 zurückreichen , in welchem Jahre sich in
Darmstadt ein Eisenbahncomite für die Strecke Darm¬
stadt—Mannheim bildete. Das Comite muhte aber 1841
seine Thätigkeit einstellen vor allem deswegen, weil die
Bemühungen, das erforderliche Aktienkapital zusammen¬
zubringen , scheiterten und auch die von der hessischen Re¬
gierung verlangte Zinsengarantie nicht zu erlangen war .
Inzwischen war 1840 die badische Strecke Mannheim —
Heidelberg, 1843 Karlsruhe —Heidelberg eröffnet wor¬
den . Weitere Linien waren im Bau . Auch im Norden
Hessens waren schon einige Linien von Norden nach Südenim Bau . Es lag natürlich auch im Interesse des badischenStaates , daß eine Verbindung mit diesen Linien hergestellt,die Lücke in dem Eisenbahnfystem ausgefüllt werde. Ein
entsprechender Gesetzentwurf fand in der hessischen Kam¬
mer nur mit knapper Mehrheit Annahme , weil immer noch
einzelne Kreise für den Bau der Bahnen durch Privateeintraten . Die hessische Kammer knüpfte aber ihre Zu¬
stimmung an die Bedingung , daß die Bahn nicht nach
Mannheim , sondern nach Heidelberg geführt werde. Inder badischen Kammer führte diese Bestimmung zu einem
heftigen Kampf zwischen Heidelberg und Mannheim , das
natürlich Werth darauf legte, nicht von dieser Linie aus¬
geschlossen zu werden, und schließlich zu einem Kompromiß,

»wonach der Regierung die Ermächtigung ertheilt wurde,
»die Bahn auf gemeinsame Kosten mit Hessen und der
Ifreien Stadt Frankfurt a . M . zu bauen und zu betreiben,wobei aber Mannheim möglichst zu berücksichtigen . Man
kam schließlich auf einen Mittelweg , wonach die Bahn von
Weinheim ab von der Bergstraße abzweigen und in Fried -,
richsfeld sich an die badische Hauptstrecke anschlisßen sollte .
Diese Linienführung der Bahn hat in Baden vielfach Anlaß
zu Unzufriedenheit der betheiligten badischen Gemeinden
gegeben . 1843 wurde der Staatsvertrag , der heute noch
gilt , abgeschlossen, die Bauzeit auf drei Jahre festgesetzt.und auch eingehalten. Am 1 . August 1846 wurde die

Wahn eröffnet.
z Die Organisation der Main -Neckarbahn ist für die da¬
maligen Verhältnisse eine gute zu nennen . In den Lei¬
stungen der Bahn — Redner weist insbesondere auf die
im Jahre 1870 hin — lag ein zwingender Grund fürdie Aendecung der Organisation nicht . Auch die finan¬
ziellen Ergebnisse waren immer günstige. Zwei andere
Umstände aber waren es , die eine Aenderrmg ihrer Or¬
ganisation nothwendig machten . Die Organisation der
Main -Neckar-Bahn ist eine außerordentlich umfangreicheund umständliche . Es besteht eine besondere Direktion für
dieses kleine Eisenbahnnetz und ursprünglich noch drei be¬
sondere Eisenbahndirektionen. Die Abhängigkeit von drei
Regierungen hat immer den Geschäftsgang beeinträchtigt.Da die Direktion schon in ganz untergeordneten Fragendie Meinung der Regierung einholen muß , ist der Ge¬
schäftsgangnatürlich ein schleppender . Der Reinertrag der
Bahn ist ein befriedigender, der Verwaltungsapparat aberein zu thourer . Eine Aenderung der Organisation mußtefür .Baden nach Abschluß der preußisch -hessischen Betriebs¬und Finanzgemeinschaft im Jahre 1896 besonders wün -
schenswerth sein , da nach einer Bestimmung des preußisch-
hessischen Vertrags die Absicht beider Regierungen die ist,auch die Main -Neckar-Bahn in die Gemeinschaft einzu¬bringen . Einer derartigen Absicht konnte die badische Ne¬
gierung doch auf die Dauer mit Erfolg nicht Widerstandleisten. Eine Aenderrmg der Organisation unter Wahrungder Selbständigkeit der badischen Eisenbahnverwaltung undder badischen Interessen mußte das Ziel der badischen Re¬
gierung sein . Die Kommission ist wohl auch in ihrerMehrheit zu der Ueberzeugung gelangt , daß es der Re¬
gierung gelungen ist , die badischen Interessen vollständig
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zur Geltung zu bringen . Bei der Beurtheilung des vor¬
liegenden Staatsvertrags muß man immer berücksichtigen ,daß jetzt schon ein Vertragsverhältniß besteht. Bon den
durch frühere Verträge erworbenen Rechten Badens hatder neue Vertrag keines aufgegeben . Dagegen erwachsenuns daraus verschiedene sehr wesentliche Vortheile . Schondaraus ist zu schließen, daß der Staatsvertrag für den ba¬
dischen Landtag als annehmbar bezeichnet werden darf .
Zu den Vortheilen gehört u . a . die Selbständigkeit der
Tarifbildung , die nur durch einige kaum in Betracht kom¬
mende Klauseln beschränkt ist : daß die Tarife nicht höherwerden , daß nicht Ausnahmetarife für diese Strecke allein
im Gegensatz zu den anderen badischen Strecken aufgestelltwerden dürfen . Der Portheil der selbständigen Tarif¬
bildung für die badische Bevölkerung ist offenbar . Es
braucht nur auf die Kilometerhefte hingewiesen zu werden.Ein weiterer Vortheil liegt in dem entscheidenden Mit¬
wirkungsrecht Badens bei der Festsetzung der Personen¬
zugsfahrpläne , das in diesem Umfang bei den bisherigen
Bestimmungen nicht vorhanden war . Das kann von
großer Bedeutung für die badischen Bahnen im ganzensein. Sehr günstig sind auch die Bestimmungen über die
Berechnung des badischen Antheils an den Einnahmenund Ausgaben , die bisher nach der Ziffer des Baukapitalsin sehr umständlicher Weise erfolgte . Baden nimmt Theilan dem höheren preußisch-hessischen Betriebskoeffizienten .Infolgedessen ist auch ein höherer Reinertrag aus dem ba¬
dischen Antheil an der Main -Neckar -Bahn zu erwarten .Für 1899 hätte das einen Mehrertrag von 265 000 M .nach einer probeweisen Berechnung ergeben . Zu Befürch¬tungen wegen der Erhaltung unserer Selbständigkeit istdurch diesen Vertrag kein Anlaß gegeben . Ich glaube , daßdie Position der badischen Regierung durch den neuen
Vertrag , wenn Aspirationen auf die badische Selbständig¬keit eintreten sollten, eher gestärkt wird . Nach den alten
Vertragsbestimmungen hätte Baden in Zukunft in derDirektion der Main -Neckar -Bahn wohl immer eine Mehr¬heit gegen sich , da Preußen und Hessen jetzt gemeinsameInteressen haben . Zu einer Ueberstimmung des badi¬
schen Direktionsmitglieds ist durch den neuen Vertrag die
Gelegenheit geringer , da alle^wichtigen und grundsätzlichenFragen durch den Vertrag genau geregelt sind, so daßEntschließungen von größerer Bedeutung , welche die ba¬
dischen Interessen berühren , wohl kaum zu treffen seinwerden . Unsere Selbständigkeit ist also durch den Ver¬
trag gewahrt . Ich kann mich den Befürchtungen wegender Erhaltung der Selbständigkeit unserer Bahnen nichtanschließen und glaube , daß auch die Mehrheit der Kom¬mission sie nicht theilt . Jeder derartige Schritt ist aller¬
dings ein Schritt zur Vereinheitlichung der Verwaltungüberhaupt . Damit ist aber nicht gesagt , daß die Entwick¬
lung dahin gehen mutz , daß Preußen unsere Bahnen auf¬saugt . Wenn aber einmal eine Vereinheitlichung für dasReich kommen sollte, dann glaube ich, daß auch die badischeBevölkerung und Volksvertretung einen Einwand dagegennicht erheben wird . Bis dahin aber wird durch diesenneuen Staatsvertrag die Stellung der badischen Staats¬
bahnverwaltung eher gestärkt als geschwächt werden.

Redner geht dann auf einzelne Punkte des Vertragsein :
Nach Artikel 9 gelten für die laufenden Dienstbezüge(Gehälter , Wohnungsgeldzuschüsse ) sowie für die sonstigenBezüge (Umzugs - und Dienstreisenentschädigungen ) der

Beamten der Main -Neckar -Bahn -Gemeinschaft die Vor¬
schriften und Sätze der badischen Staatseisenbahnbeamten .Sofern hiebei die Beamten in den erwähnten sonstigen Be¬züge Ausfälle gegenüber ihren bisherigen Einkünften an
Nebenbezügen erleiden sollten , welche nicht durch Ver¬
besserung der laufenden Dienstbezüge ausgeglichen werden.

wird eine angemessene Vergütung in Aussicht gestellt . Dem
badischen Mtglied der Eisenbahndirektion und den bei
der Direktion oder den Inspektionen beschäftigten badischen
Bureaubeamten wird , soferne ihr Diensteinkommen ge¬
ringer ist als das der gleichaltrigen preußischen Beamten ,eine dem Unterschied entsprechende, nicht pensionsfähige
Zulage gewährt .

Die Kommission hätte gewünscht, daß diese Ausgleichung
auf alle badische Beamten der Main -Neckar -Bahn ausge¬
dehnt werde und richtet das dringende Ersuchen an die
Großh . Regierung , dafür zu sorgen, daß die im Dienstder Main -Neckarbahn-Gemeinschaft bleibenden Beamten in
ihrem Gesammteinkommen , nicht nur in ihren Neben¬
bezügen, jedenfalls keine Schmälerung erfahren .

Auch sollten aus Billigkeitsgründen , die Redner dar¬
legt , denjenigen badischen Beamten der Main -Neckarbahn(Revisoren II . Kl . , Stationsvorstehern , Stationsassisten¬ten) , welche schon vor Einführung der Assistentenprüfungin den Dienst der Main -Neckarbahn eingetreten sind, so¬
ferne sie sich praktisch erprobt haben, die gleichen Beför¬
derungsaussichten bezw. Gehaltsbezüge gewährt werden,wie den unter gleichen Verhältnissen aufgenommenen Assi¬
stenten, welche noch vor 1890 zur Anstellung gelangten ,und wie den preußischen und hessischen Beamten gleicherArt . Da es sich nur noch um wenige Beamte handelt , sowürde diese von der Kommission warm empfohlene Maß¬
regel keinen erheblichen Aufwand verursachen.

Zum Schlüsse empfiehlt Redner , den Vertrag mit mög¬
lichst großer Stimmenzahl anzunehmen .

Abg . Müller dankt der Regierung , der Kommissionund dem Berichterstatter für die wohlwollende Behand¬lung des Staatsvertrags . — Hierauf fährt er fort : DieMain -Neckarbahn hat in der letzten Zeit der Entwicklungder anderen Bahnen nicht Stand gehalten . Bor allemwurde es von der betheiligten Bevölkerung als großerMißstand empfunden, daß die Kilometerhefte auf derMain -Neckarbahn nicht benutzt werden dürfen. Als diese
Klagen hier auf dem letzten Landtag laut wurden, empfahlder Herr Minister , den Vertrag zu lösen. Der neue
Vertrag ist zwar anders ausgefallen , als man erwartete,doch regelt er die Frage in einer meines Erachtens füruns durchaus günstigen Weise . Ich frage nun bei der
Großh . Regierung an , wie es in Zukunft, mit dem Güter¬
verkehr gehalten werden soll . Es wurde seit dem In¬
krafttreten des Vertrages ein großer Theil des Güterver¬
kehrs von der Main - Neckarbahn abgelenkt , und es istGefahr vorhanden, daß das noch weiter und mehr der
Fall sein wird , obgleich meines Erachtens für Preußenkein Anlaß mehr vorhanden ist , die Main - Neckarbahnweiter zu schädigen . Es wäre aber immerhin zu wünschen ,daß die nöthigen Vorsichtsmaßregeln getroffen werden.Insbesondere ist auch zu wünschen , daß in Zukunft
besseres Wagenmaterial auf der Main - Neckarbahn zurVerwendung gelangt . — Sehr zu begrüßen ist die Be¬
stimmung des Vertrags , wonach die badische Regierungsich ganz freie Hand in der Tarifbildung behalten hat ,und daß in der neuen Direktion neben dem Vertreterder Regierung auch Vertreter der Handelskammer Heidel¬berg und Mannheim vorgesehen sind. Ich möchte jedochdie Regierung bitten , darauf hinzuwirken , daß es auchder Stadt Weinheim ermöglicht wird , einen Vertreter inden Bezirkseisenbahnrath zu entsenden, denn die Benach-
theiligung Weinheims , insbesondere was den Fahrplananlangt , läßt eine solche Vertretung als dringend
wünschenswerth erscheinen .

Man empfindet es schwer , daß zwar die badischenBureaubeamten in Frankfurt und Mainz , die schlechtergestellt find als die preußischen Beamten , Dienstzulagen



erhalten , die Betriebsbeamten aber nicht . Ich möchte die
Regierung um Gleichstellung dieser Beamten bitten .? —
Was die Besetzung der badischen Bureaubeamtenstellen in
Mainz anlangt , hätte der Vertrag meines Erachtens festsetzen
müssen , so und so viele der Beamten müssen Badener
sein . Nach den vorliegenden Bestimmungen scheint es
mir nicht ausgeschlossen zu sein , daß die eigentlich den
badischen Beamten zukommenden Stellen mit preußischen
Beamten besetzt werden können . Betriebsasfistenten - und
Betriebssekretärstellen sollte man im äußeren Dienste
schaffen , um älteren Beamten die Möglichkeit zu geben ,in eine höhere Gehaltsklasse aufzurücken . Viele ältere
Beamten haben das heute geforderte Examen nicht ge¬macht , wie der Herr Berichterstatter schon hervorhob .
Seinerzeit ließ man diese Beamten , sofern sie 10 Dienst¬
jahre hinter sich hatten , in die höhere Gehaltsklasse ein¬
rücken , alle anderen aber , welche noch nicht 10 Jahre im
Dienst waren , blieben von diesem Aufrücken ausge¬
schlossen . Diese nichtgeprüften Beamten haben den¬
selben Dienst , dieselbe Verantwortung wie die geprüf¬ten , ein Unterschied besteht nur in ihrer Einreihungin den Gehaltstarif , da ist es meines Erachtens eine
Forderung der Gerechtigkeit und Billigkeit , sie auch in
gehalticher Beziehung einander gleichzustellen . In dem
vorliegenden Budget ist eine Summe angefordert , die den
im äußeren Dienst beschäftigten Beamten als Zulagen
zugewiesen werden soll ; ich möchte nun die Regierungbitten , solche Zulagen auch den Beamten der Main - Neckar¬
bahn zukommen zu lassen . Es dürfte ja kaum eine Strecke
geben , auf der die Beamten zu größeren Dienstleistungen ,
zu höherer Verantwortung beigezogen werden als auf
dieser Strecke , so daß mein Wunsch als durchaus ge¬
rechtfertigt erscheint . — Die Arbeiter wünschen , wie die
übrigen badischen Eisenbahnarbeiter , in die Kranken -
und Pensionskaffen für Arbeiter eingereiht zu werden .
Ich bitte die Großh - Regierung , diesen Wunsch wohl¬wollend zu prüfen und nach Möglichkeit zu erfüllen .

Abg . Eichhorn : Ich glaube , daß wir heute in die
wichtigsten Erörterungen der ganzen Session eingetreten
find . Ich habe dabei die hohe allgemeine politische Be¬
deutung des Staatsvertrags im Auge , der darauf hinaus -
läust , die Selbständigkeit der süddeutschen Bahnen erheb¬
lich zu bedrohen . Der Staatsvertrag zerfällt in zwei
Theile : denjenigen , der die Main -Neckarbahn in preußische
Verwaltung überführt , und den Theil , der unserer badi¬
schen Regierung einige Rechte vorbehält . Wie der Herr
Berichterstatter nun , mit Bezug auf den . letzteren Theil ,davon reden kann , wir hätten keine Rechte aufgegeben ,dafür aber viele dazu gewonnen , das ist mir rein unver¬
ständlich . Haben wir denn damit kein Recht aufgegeben ,wenn wir in der ganzen Verwaltung nichts mehr mitzu¬reden haben ? Der Vertrag hätte die zwingende Bestim¬
mung enthalten müssen , daß für den ganzen Personen¬
fahrplan die Zustimmung der badischen Regierung nöthigwäre , und nicht nur für die kurze badische Strecke , wie
der Vertrag vorsieht . Artikel 3 des Vertrags gibt der
badischen Regierung das Recht , „ Bedenken "

gegen die
Etatsvoranschläge geltend zu machen . Ob aber solche
geltendgemachte Bedenken zu einer entsprechenden Abände¬
rung führen oder nicht , das bleibt ganz dem Ermessender preußischen Regierung überlassen . Kann das als ein
tatsächlicher Einfluß Badens angesehen werden ? — Dann
find wir im Falle der Auflösung der Gemeinschaft darauf
angewiesen , mit Geld abgefunden zu werden . Warum istBaden nicht Vorbehalten worden , die ganze Bahn selbst
zu erwerben ? — Die badische Regierung hat nach dem
Vertrag allerdings die Tarisbildung für den badischen
Theil selbständig vorzunehmen , aber die badische Regie¬
rung hat nicht die Möglichkeit , auf ihrer Strecke einen

niedrigeren Tarif einzuführen , als er auch auf ihren
übrigen Strecken üblich ist . Das ist eine Sicherung
gegen etwaige Represfivmaßregeln Badens . Wo findet
sich aber eine ähnliche Sicherstellung für Baden ? —
Ferner soll aus der Main -Neckarbahn die preußische Dienst¬
ordnung eingeführt werden . Ob das ein großer Vorzugsein wird , erscheint mir mehr als zweifelhaft , ist doch
diese preußische Dienstordnung als besonders schneidig be¬
kannt , enthält sie doch sogar eine Bestimmung , die den
Beamten ordnungsfeindliche Bestrebungen verbietet . Unsere
badische Dienstordnung gewährte den Beamten doch noch
mehr Freiheit . — Gegen den Absatz 4 des Artikels 10
vollends müssen wir uns ganz entschieden wenden . Er
gewährleistet dem Eisenbahndirektor ein autokratisches Regi¬ment und gibt Preußen die Möglichkeit , sich ein recht
gefügiges badisches Mitglied für die Eisenbahnverwaltung
auszuwählen .

All das macht es mir unmöglich , für den Vertrag zu
stimmen . Trotzdem lege ich noch nicht einmal den größten
Werth hierauf , als Wichtigstes erscheint mir die Ver -
preußungstendenz , die dem Vertrag zu Grunde liegt .Wenn ich hier von „ Verpreußung

" rede , so handelt es
sich gar nicht um ein Schlagwort , die Gefahr ist tat¬
sächlich vorhanden . Als Grund des Vertragsschlufses wirddie Umständlichkeit und Kostspieligkeit der gegenwärtigen
Verwaltung angeführt . Aber so schlimm ist die Sache
nicht , wie es scheint , wenn man klagt , der Betriebskoeffi¬
zient habe sich so sehr verschlechtert , daß eine vernünftige
Verwaltung nicht mehr möglich sei . Der schlechte Betriebs¬
koeffizient resultirt nicht allein aus der kostspieligen Ver¬
waltung , sondern aus den Neuanschaffungen und vor
allem aus den preußischen Chikanen , die in der Ueber -
leitung des Verkehrs auf die Hessische Ludwigsbahn be¬
stehen . Im Jahre 1900 ist ja der Betriebskoeffizientum 6 Proz . niediger geworden , ohne daß eine Verein¬
fachung der Verwaltung eingetreten wäre , daraus ist zuersehen , daß diese schlechte Verwaltung nicht allein der
Grund der geringen Rentabilität der Main -Neckarbahnist . Wir geben die Unhaltbarkeit der gegenwärtigen Ver¬
waltung vollständig zu , vielleicht wäre es am besten ,wir würden die Gemeinschaft ganz auflösen und unserenTheil zurückziehen . Die Auslieferung der Bahn an
Preußen scheint mir der schlechteste Weg zur Lösung der
Frage zu sein . Wir stehen auf diesem Standpunkt nicht aus
Preußenhaß oder aus kleinlichem Partikularismus . Wir
begrüßen es mit der größten Freude , wenn wir zu einem
großen einheitlichen Reichseisenbahnnetz kommen . Diese
Reichseisenbahnen müßten aber so verwaltet werden , daßdie in allen Ländern gesammelten besten Erfahrungen zur
Verwendung kommen . Das wäre aber heute bei der
dominirenden Stellung Preußens nicht möglich , unser
Reichstag ist noch lange nicht demokratisch genug , um die
Erreichung dieses Zieles zu gewährleisten . Heute wären
also „ Reichsbahnen "

gleichbedeutend mit „ preußischen
Bahnen "

, und die preußische Eisenbahnverwaltung ist so
geartet , daß wir alles eher wünschen müssen , als eine
Verpreußung unserer Bahnen . Aber die preußische Eisen¬
bahnverwaltung verfolgt schon lange eine zielbewußte Aus¬
dehnungspolitik . Seit im Jahre 1876 aus dem Plane
Preußens nichts wurde , als es seine Eisenbahnen dem
Reiche zum Kauf anbot , seither geht Preußen zielbewußteinen anderen Weg mit großer Entschiedenheit : es suchtnach Umwandlung seines eigenen Eisenbahnsystems in ein
Staatsbahnsystem nach außen hin Einfluß zu erlangen in
die nichtpreußischen Eisenbahnverwaltungen , um schließlichalle diese nichtpreußischen Eisenbahnen selbst einzustecken .Der verstorbene Finanzminister Miguel war die Seele
dieser Ausdehnungspolitik , die wir gegenwärtig wieder in
Sachsens gewahr werden , nachdem zuvor Heffen besiegt
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war. In Sachsen, das ein so gut rentirendes, aus¬
gedehntes Staatsbahnnetz besitzt , setzte in den Jahren
1896/97 dieser Krieg von Preußen her ein . Während
der direkte Weg von Berlin nach Wien doch über Dresden
führt, schloß die preußische Verwaltung mit der öster¬
reichischen Nordbahn einen Vertrag , der die Folge hatte,
daß der ganze Güterverkehr über Oderberg an der
schlesischen Grenze um Sachsen herum geführt wurde.
Dieser Krieg bezog dann auch den Personenverkehr
in seine Kreise ein : man setzte den Fahrpreis herab
und verkürzte die Fahrzeit derart , daß Sachsen in
diesem Wettbewerb nicht mehr Stand halten konnte .
Genau ebenso ist es auch mit der Bohkottirung Leipzigs
geschehen . So wurde der ganze Verkehr von Sachsen ab¬
gezogen. Und daß unter solchen Umständen die Eisen¬
bahnrente fallen muß , ist ganz selbstverständlich . Es kommt
allerdings noch dazu , daß die sächsische Eisenbahnverwal¬
tung die denkbar reaktionärste ist , wie der Herr Kollege
Frühauf gestern schon betont hat . Aber hier haben wir
eine krasse Illustration zu der Dringlichkeit der Ver-
preußerungsgefahr. Gerade diese Verpreußerungsabficht
liegt auch dem vorliegenden Staatsvertrag zu Grunde .
Durch Repressalien einerseits und Versprechungen anderer¬
seits wird preußischerseits versucht, die einzelnen Eisen¬
bahnverwaltungen mürbe zu machen und die Bahnen sich
anzugliedern. Und wenn es Preußen gelingt , dieses Ziel zu
erreichen , dann wird es mit Tarifreformen für alle Ewig¬
keit vorbei sein . Das beweist das Beispiel Hessens . (Red¬
ner verliest eine Stelle aus einer Rede des hessischen Ge¬
heimraths Lewald .) Der preußische Eisenbahnminister
Thielen ist der schärfste Gegner der Tarifverbilligung .
Aber auch andere Reformen werden ausgeschlossen sein,
sofern wir nicht die Einführung der preußischen 4 . Klasse
als Vorzug ansehen . Man wird sparen am Personal ,
eine Aufbesserung der Beamten werden wir nicht mehr-
beschließen können mit der Wirkung, daß von der nächsten
Etatsperiode ab ihnen diese Aufbesserung wirklich zukommt .
Unser Herr Eisenbahnminister wird sich in dieselbe Lage
versetzt sehen wie der hessische Eisenbahnminister, der in
einer — Redner verliest eine Stelle aus einer Rede des¬
selben im Hessischen 'Pandtag — große Mißstimmung ver¬
ratenden Weise über den Hessen verbliebenen Einfluß
sprach.

Auch nicht die ganze Partei des Herrn Berichterstatters
steht auf dem von ihm vorgetragenen Standpunkt , wie
ein Artikel der „ Kölnischen Volkszeitung" — er verliest
ihn — beweist.

Im hessischen Landtag wiederholen sich alljährlich die¬
selben Klagen gegen die preußische Wirtschaft , denn in
Preußen pflegt man die Eisenbahnen nicht vom volks¬
wirtschaftlichen Gesichtspunkt aus zu betrachten, in Preußen
ist die Eisenbahn die melkende Kuh , daraus erklären sich
auch alle Maßnahmen und Einrichtungen , die ich kurz
geschildert habe . Und im preußischen Junkerparlamente
findet sich eben Niemand , der diesen Praktiken entgegen¬
tritt . Man hat dort die Dreiklafsenwahl, ein durch¬
aus plutokratisches System , und die Herren Großgrund¬
besitzer haben nur ein Interesse : ihrerseits deü Staat als
melkende Kuh zu benützen . Ihnen ist die Hauptsache das
Geld , und sie sind auch noch verkehrsfeindlich . Sie wollen
den Personen am liebsten das Eisenbahnfähren verbieten ,
sonst kommen sie ja in in die Gefahr , keine Arbeiter zu
finden für ihre Scholle.

Der Herr Minister wird mir entgegenhalten : wir
haben ja noch den eigenen Tarif ! Die Hauptsache ist
doch die Verwaltung , die wir an Preußen abgetreten
haben , bei der wir überhaupt nichts mehr mitzureden
haben ! Und wenn auch die Eisenbahndirektion beständig
so zusammengesetzt ist wie jetzt , daß wir dauernd in der

Minderheit find, so haben wir doch ein Vetorecht . Das
fällt aber in Zukunft vollkommen weg. Preußen wird
ganz machen , was es will. Wir haben wohl das Recht ,
Vorstellungen zu machen ; wenn wir aber Zusehen , welchen
Erfolg diese Vorstellungen haben werden , so wird es uns
ergehen wie Hessen. Auch unsere Selbständigkeit in
tariflicher Hinsicht erscheint mir als sehr fraglich . — Ich
bitte die Großh . Regierung um Auskunft über eine offi¬
ziöse Nachricht der „ Plälzer Rundschau"

, die von einer
Vereinbarung zwischen den Eisenbahnverwaltungen
Preußens , Sachsens, Württembergs , Badens und der
Reichslande spricht , wonach in Zukunft von einerweiteren
Herabsetzung der Tarife abgesehen werden soll . Wenn
diese Nachricht auf Wahrheit beruhen würde, dann, hätte
allerdings die Ablehnung des Staatsvertrags keinen
Zweck mehr, denn dann wären bei uns ja heute schon die
verkehrsfeindlichen Bestrebungen der preußischen Eisenbahn¬
verwaltung prinzipiell anerkannt.

Das einzige Hilfsmittel gegen die Verpreußungsgefahr
wäre meines Erachtens eine süddeutsche Eisenbahn¬
gemeinschaft , deren Inhalt darin bestünde , daß sie sich
zu großzügigenReformen im Eisenbahnwesen einigte, Ver¬
billigung der Tarife und andere hervorragende Verkehrs¬
erleichterung schüfe . Es scheint aber nicht , daß unsere
Regierungen sich hierzu aufschwingen können . Dü dieser-
halb abgehaltenen Konferenzen waren im wesentlichen
resultatlos . Bei Einführung weiterer Verkehrserleichte¬
rungen darf und wird kein finanzieller Ausfall eintreten,
das beweist ja schon der finanzielle Erfolg der Einfüh¬
rung der Kilometerhefte. Die vorhandene Krise und die
Finanzkalamität darf also nicht als Reformhinderniß an¬
geführt werden . Im Grunde werden es auch nicht solche
Erwägungen sein , die unsere Regierungen von thatkräf-
tigem Vorgehen abhalten , der wahre Grund ist vielmehr
zu suchen in kleinlicher Eifersucht und in gewissen Strö¬
mungen , die neben einander nicht bestehen können . Es
gehört auch mit zu unteren Aufgaben , der Stimmungs¬
mache für die Verpreußung der Bahnen , wie sie beson¬
ders auf offiziöser Seite zu bemerken ist , entgegenzutreten .

Abg . Hug : Ich erachte den vorliegenden Staatsvertrag
für einen Fortschritt , eine Verbesserung des jetzigen Zu¬
standes und werde deshalb dafür stimmen . — Redner
legt die seitherigen Bestimmungen über die Dertheilung
der Einnahmen (nach der Höhe des Baukapitals ) dar .
Nach dem neuen Vertrag ist der Vertheilungsmaßstab ein
wesentlich komplizirterer. Zunächst müssen die Verkehrs¬
einnahmen ermittelt werden . Sie werden nach Maßgabe
des Artikel 4 Abs . 1 auf Baden einerseits, die preußisch¬
hessische Gemeinschaft andererseits vertheilt , „so daß die
Antheile Badens an den Verkehrseinnahmen für die auf
badischem Gebiete belegenen Strecken der Main-Neckar¬
bahn ermittelt und nebst einem c.ls Ersatz für alle son¬
stigen Betriebseinnahmen bestimmten Zuschläge Baden zu-
gewiesen werden , während der Rest der preußisch -hessischen
Eisenbahngemeinschaft verbleibt. Der Zuschlag beträgt
jährlich soviel Prozent des Antheils Badens an den Ver¬
kehrseinnahmen, als bei der preußisch-hessischen Eisenbahn¬
gemeinschaft alle Betriebseinnahmen , abzüglich der Ver¬
kehrseinnahmen und der statutenmäßigen Pensionskafsen -
beiträge. von den Verkehrseinnahmen in jedem Rechnungs¬
jahre ergeben .

" '
Redner definirt weiter das Wesen einer solchen Be¬

triebs- und Finanzgemeinschaft und geht dann zur
Frage der Vertheilung der Ausgaben nach dem neuen
Staatsvertrag über. Die Ausgaben werden nicht tat¬
sächlich ermittelt . Sie werden (mit einigen Ausnahmen)
von der preußisch -hessischen Eisenbahngemeinschaft bestritten.
Nach Artikel 4 Absatz 4 hat Baden „ als Antheil an den
Ausgaben der Main -Neckarbahn der preußisch - hessischen
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Eisenbahngemeinschaft einen Prozentsatz von den nach
Absatz 1 berechneten gesammten badischen Einnahmen zu
erstatten , der sich aus dem Derhältniß der Jahresaus¬
gaben zu den Jahreseinnahmen bei der preußisch -hessischen
Eisenbahngemeinschaft jeweils ergibt . Hierbei gelten als
Jahreseinnahmen die als ordentliche Einnahmen des Etats
der preußisch - hessischen Eisenbahngemeinschaft erscheinenden
Beträge mit Ausnahme der statutmäßigen Pensionskassen¬
beiträge der Beamten . Als Jahresausgaben sind alle
Ausgaben der genannten Gemeinschaft für die im Betriebe
befindlichen Bahnstrecken zu berücksichtigen, mit Ausnahme
jedoch der Pensionen der Beamten und der Witwen - und
Waisenbezüge der Hinterbliebenen von Beamten , der
Staats - , Gemeinde - und sonstigen öffentlichen Abgaben
und der Aufwendungen für größere Erweiterungen und
Umbauten von Bahnanlagen , die mehr als 100 000 M .
betragen . Don den Kosten der Zentralverwaltung der
preußischen Staatsbahnen wird bei der Ermittelung des
von Baden zu erstattenden Prozentsatzes die Hälfte den
Jahresausgaben zugerechnet.

" Da nun unser Betriebs¬
koeffizient etwa 73 bis 74 Proz . , bei der Gemeinschafts¬
bahn aber nur 59 bis 60 Proz . beträgt , so erscheint das
finanzielle Resultat des neuen Vertheilungsmodus als
ein für uns günstiges . Aus den Beilagen (Seite 14)
des Staatsvertrags ergibt sich , daß der badische Antheil
am Reinerträge der Main -Neckarbahn bei Anwendung
der neuen Berechnungsweise sich für 1898 um über
100 000 , für 1899 um mehr als 200 000 M . höher
gestellt hätte .

Es erscheint nach den gemachten Erfahrungen etwas
auffallend , daß der preußische Fiskus hier auf einmal
als unser wohlwollender , uneigennütziger Freund er¬
scheint. Eine Erklärung dafür scheint mir in Folgendem
zu liegen . Die Main - Neckarbahn zerfällt in zwei Theile ,von denen der nördliche etwas gewinnbringender zu sein
scheint , als der südliche , eine Steigerung der Frequenz
mehr dem nördlichen Theile zu Gute zu kommen scheint.
Daß der Vertheilungsmaßstab der Einnahmen sich stützt
auf die Ergebnisse des südlichen , badischen , Theils , darin
scheint mir ein für uns ungünstiges Moment zu liegen .
Dagegen scheint mir die Verkeilung der Ausgaben für
uns günstiger zu sein als bisher . Allerdings ist nicht
ausgeschlossen , daß Preußen seine Bahnen in weniger
volkreiche Gegenden ausdehnt , daß dann seine Betriebs¬
kosten wachsen und vielleicht auch der Betriebskoeffizient
aufsteigt . Der Dertheilungsmaßstab zeigt also günstige
Momente , soweit er sich auf die Ausgaben bezieht . Ich
möchte hoffen , daß ähnliche Verhältnisse wie 1898/99
weiter bestehen, dann weiden die günstigen Momente des
neuen Vertheilungsmodus überwiegen .

Auch die übrigen Bestimmungen des Staatsvertrags
ergeben einen bedeutsamen Fortschritt vor allem hinsicht¬
lich der Vereinfachung der Verwaltung . — Durch den
jetzigen Vertrag erhält die preußisch - hessische Gemeinschaft
den ganzen Ertrag des nördlichen Theils der Linie von
der hessischen Grenze bis Frankfurt , statt bisheriger 60
Proz . der Einnahmen dieser Strecke , was hoffentlich dazu
führt , daß Preußen auch ein größeres Interesse an der
Frequenz der Bahn nimmt . Wenn es gelingen würde ,den Güterverkehr in stärkerem Maße wieder auf die
Main -Neckarbahn zu lenken , so wäre das entschieden von
Dortheil .

Gegenüber dem Abg . Eichhorn bemerkt Redner , daß
auch bisher von einer Selbständigkeit für unfern Antheil
an der Main -Neckarbahn nicht die Rede sein konnte .
Die angebliche Schwächung unseres Einflusses ist bedeu¬
tungslos , da wir schon seither kaum einen Einfluß aus¬
geübt haben auf die Gestaltung des Budgets dieser Bahn ,was auch in den immer nur kurzen Kommisfionsbe -

t

rathungen darüber zum Ausdruck kam . Der Fall einer
Erhöhung der Tarife (Artikel 7) wird wohl praktisch nicht
Vorkommen.

Der Herr Abg . Eichhorn hat gemeint , daß die Tendenz
des Vertrags ein weiterer Schritt auf dem Wege der
Verpreußung unserer Bahnen sei . Der Herr Bericht¬
erstatter hat mit Recht ausgeführt , daß davon nicht die
Rede sein könne, daß uns der Vertrag im Gegentheil ein
größeres Maß von Rechten , als seither gewähre . Er hat
auf die Selbständigkeit in der Tarifbestimmung für unsere
badischen Strecken rc . hingewiesen , auf Bestimmungen , die
unsere Interessen schärfer wahren und eher die Tendenz
haben , uns mehr und mehr von der Gefahr der Ver¬
preußung zu befreien . Eine Realtheilung würde uns
unseres Einflusses aus die übrigen Strecken der Main -
Neckarbahn berauben . Die Verschiebung des Güterver¬
kehrs nach der Verstaatlichung der Ludwigsbahn war zu
erwarten . Die preußische Verwaltung hat ihren Vor¬
theil aber nicht in egoistischer Weise verfolgt . Beweis
dafür find die Verträge über den Güterverkehr .

Das Urtheil über die hessisch - preußische Eisenbahn¬
gemeinschaft ist oft sehr scharf. Es wird insbesondere
daraus hingewiesen , daß die hessische Kammer keinen Ein¬
fluß mehr auf die hessische Eisenbahnverwaltung hat . Es
ist dabei aber zu berücksichtigen, daß die Hessische Ludwigs¬
bahn eben auch kein Bahnneh darstellt , das sich wie das
unsrige zur Selbständigkeit eignet . — Ich glaube , daß
der Vertrag entschieden eine Besserung des jetzigen Zu¬
standes bedeutet .

Staatsminister v . Brauer : Auch heute habe ich zunächst
die Pflicht zu erfüllen , dem Herrn Berichterstatter zu
danken für den vorurtheilsfreien und unbefangenen Be¬
richt , den er namens der Kommission erstattet hat . Mit
großem Interesse sind gewiß alle Mitglieder dieses Hau¬
ses seinen mündlichen Ausführungen , in denen er einen
kurzen historischen Ueberblick über die Entwicklung der
Main -Neckarbahn gab , gefolgt Die Kommission ist nach
eingehenden Berathungen zu dem Ergebniß gekommen ,das sie in dem letzten Satze des gedruckten Berichts dahin
zusammenfaßt , sie sei „zu der Ueberzeugung gelangt , daß
der Vertrag seinem Zweck , die Verwaltung der Main -
Neckarbahn zu vereinfachen , unter Wahrung der Interessendes badischen Staates entspricht "

. Das ist durchaus rich¬
tig . Wenn von verschiedenen Seiten sehr erhebliche , ja
sogar politische Bedenken gegen den Staatsvertrag geltend
gemacht worden sind , so sind sie wohl alle auf das gleiche
Mßverständniß zurückzuführen , das darin liegt , daß die¬
sem Staatsvertrag eine viel zu große Bedeutung beigelegtwird , die ihm nicht zukommt . Man muß sich vor allem
klar machen , daß er in keiner Weise geeignet ist , auf die
Selbständigkeit und Unabhängigkeit oder gar auf die Ren¬
tabilität unserer Staatsbahnen irgendwie direkt oder in¬
direkt einzuwirken . Ob Sie den Vertrag annehmen oder
verwerfen , die Lage unserer Staatseisenbahnen , insbeson¬dere auch den konkurrirenden Bahnen gegenüber , bleibt
ganz dieselbe . Unsere Güterbeförderungsverträge bestehen
fort und können ebenso leicht abgeändert , verbessert oder
verschlechtert werden , ob dieser Vertrag zu Stande kommt
oder nicht . Die ganze Wirkung des Vertrags beschränkt
sich ausschließlich auf die Betriebsweise und die finan¬
ziellen Erträgnisse der etwa 90 Kilometer langen (davon
30 Kilometer auf badischem Gebiet ) Main -Neckarbahn .
Ihr Kommissionsbericht hebt mit Recht hervor , daß * für
diese Bahnlinie bereits eine Betriebs - und Finanzgemein¬
schaft besteht, die 50 Jahre älter ist , als die preußisch¬
hessische von 1896 , daß es sich also um eine Bahn handelt ,bei der wir schon bisher nicht unsere eigenen Herrenwaren und allerdings auch in Zukunst nicht die alleinigen
Herren sein, aber immerhin größeren Einfluß besitzen
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werden, wie bisher . Bei richtiger Würdigung dieserThatsache werden die meisten der vorgetragenen Bedenkenals hinfällig erscheinen . Der Herr Abg. Eichhorn Haidas Schlagwort von einer fortschreitenden „Verpreußung "
gebraucht. Die Gefahr einer etwaigen „Verpreußung ",wenn man an eins solche überhaupt glaubt , ist aber jeden¬falls die gleiche, ob der Vertrag nun angenommen wirdoder nicht . Ich habe aber schon oft Gelegenheit gehabt,auseinanderzusetzen, daß von preußischer Seite noch nie¬mals auch nur der leiseste Versuch gemacht worden ist, die
Selbständigkeit und Unabhängigkeit unserer Eisenbahnenzu gefährden und daß auch Konkurrenzmaßnahmen immernur in den Grenzen sich hielten , in denen sie als durchausberechtigte bezeichnet werden müssen . Unzweifelhaft be¬
steht ein Wettbewerb zwischen badischen und preußischenLinien , aber immer nur ein „lauterer "

; niemals ist erin einen „unlauteren " ausgeartet .
Auf einzelne von verschiedenen Rednern geäußerteWünsche und Bedenken eingehend, bemerkt Redner : DerAbg. Müller hat besseres Wagenmaterial auf der Main -

Neckarbahn gewünscht . In dieser Beziehung kann ich ver¬sprechen , daß unzweifelhaft Besserung eintreten wird .Die preußische Verwaltung hat bereits zugesagt, daß beiUebernahme des Betriebs die alten Wagen abgeschobenwerden auf die kleinen Nebenbahnen und daß die Maiu -
Neckarbahn besseres und modernes Wagenmaterial erhal¬ten wird . Der Herr Abg. Eichhorn hat es als einenMangel des Vertrags gerügt , daß wir nicht auch mitzu¬sprechen haben bei der Feststellung des Fahrplans für diepreußisch-hessischen Strecken der Main -Neckarbahn. Daskönnen wir aber doch wohl kaum verlangen , obwohl durchdie Bestimmung des Artikel 3 ? sich unser Einfluß indirektauf die Fahrplanfestsetzung der ganzen Bahn erstreckenwird . Der Herr Abg. Eichhorn hat sich weiter darübergewundert , daß wir im Fall einer Auflösung der Main -

Neckarbahngemeinschaftnur mit Geld abgefunden werdensollen. Das ist aber selbstverständlich , da, wie schon er¬wähnt , die bisherigen Wagen der Main -Necknrbahn oer-theilt werden sollen auf das ganze Gebiet der preußischenVerwaltung . Es ist übrigens auch gewiß vorzuziehen, inGeld statt mit alten Wagen abgefunden zu werden.Auch in Bezug auf den Artikel 7, die Tariffestsetzungbetreffend, muß ich ein Mißverständniß des Abtz . Eich¬horn richtig stellen.
'' Wir haben die Tarifhoheit auf un¬serem badischen Gebiet ; wir können die Personentarifefestsetzen, wie wir wollen. Natürlich salvirt sich aber diepreußische Regierung dagegen , daß wir auf der badischenStrecke der Main -Neckarbshn Experimente machen , unddort billigere Tarife einführen könnten, als wir selbst aufunseren eigenen Staatsbahnen haben . Wir dürfen alsoohne preußische Zustimmung nur solche Tarifherabsetz¬ungen vornehmen , die wir gleichzeitig auf unseren Staats¬bahnen eintreten lassen . Eine umgekehrte Klausel , daßalso auch Preußen ohne unsere Zustimmung keine Tarif¬herabsetzungen vornehmen dürfe, war nicht nothwendig,weil uns dies ja finanziell nicht schaden würde und zu¬dem die Tariffestsetzungen auf badischem Gebiet aus¬

schließlich von uns vorgenommen werden können. HerrAbg. Eichhorn hat weiter gemeint, daß unser Direktions¬mitglied in Mainz dort nur geringen Einfluß habenwerde. Aber auch bisher war unser Einfluß auf die Be¬triebsweise ein ziemlich geringer , und um so geringer seitAbschluß der preußisch-hessischen Gemeinschaft, da nun¬mehr das gleiche Interesse dieser beiden Staaten in denweitaus meisten Fällen ein Zusammengehen seiner Ver¬treter zur Folge hatte . Ein tüchtiger Beamter wird inallen Fragen des Betriebs einen gewissen Einfluß zu ge¬winnen wissen und schließlich ist doch gegen die Direktionin Mainz eine Beschwerde in Berlin möglich, ganz abge¬sehen davon, daß ja der Staatsvertrag selbst über die wich¬

tigsten Grundsätze des Betriebs bindende Vorschriftenenthält . Ich habe bereits bemerkt, daß auf den Güter -
Verkehr der neue Vertrag an sich nicht den geringsten Ein¬fluß hat . Insbesondere ist die Befürchtung des Abg .Eichhorn, daß der Güterverkehr aus dem Norden auf die
hessische Ludwigsbahn oder andere Preußisch -Hessische Bah¬nen abgelenkt werden könne, unbegründet . Die Jn -
stradirungsverträge von 1898, mit Wirkung vom 1 . Ja¬nuar 1899, bestehen weiter. Durch jene Verträge ist aller¬
dings der Main -Neckarbahn ein bedeutender Theil des
Güterverkehrs entzogen worden . Der vorherige Zu¬stand war aber ein unberechtigter zu Ungunsten der Lud¬
wigsbahn , einer Privatbahn , die sich bei den ungünstigen
Festsetzungen beruhigte und nichts einzuwenden hatte,daß die Maiu -Neckarbahn einen großen Theil des Ver¬
kehrs übernahm , der nach den unter den deutschen Eisen¬
bahnverwaltungen geltenden Grundsätzen eigentlichihr hätte zukommen müssen . Sie war so nachsichtig , weil
sie sonst für den größeren Verkehr auch ihre Bahnhöfehätte vergrößern müssen , wozu sie sich wegen der drohen¬den Verstaatlichung nicht entschließen mochte . Der neue
staatliche Besitzer hat dann natürlich verlangt , daß die
gleichen Grundsätze für die Verkeilung des Güterver¬
kehrs eingehalten werden, wie bei den andern Bahnen ,was für die badische Staatskasse einen auf 600 OM M.
berechneten , in Wirklichkeit aber nur 300000 M . und
später nur 200 000 M . betragenden jährlichen Einnahmen¬
ausfall zur Folge hatte .

Hinsichtlich der von Herrn Abg. Eichhorn angezogenen
Zeitungsnotiz hat es mich gewundert , daß er anscheinenddie Erklärung der Großh . Regierung auf Seite 40 des
Berichts über das Spezialbudget der Verkehrsanstalten— (Redner verliest die Erklärung ) — nicht gelesen hat ,wonach künftighin von den einzelnen süddeutschen Bahn¬
verwaltungen Tarifmaßnahmen von allgemeiner Be¬
deutung nicht mehr einseitig, sondern nur im Einverneh¬men mit den andern Verwaltungen vorgenommen wer¬den sollen , was auch die Stuttgarter Konferenz vorge¬
schlagen hat . Es soll immer versucht werden, ob nicht
Verständigung mit den andern Verwaltungen möglich ist .
Herr Eichhorn scheint nun schon diese beschränkte Aufgabeder Selbständigkeit , diese vertragsmäßige Rücksichtsnahme
auf die Verhältnisse der andern Verwaltungen als zu
weigehend zu verwerfen und empfiehlt trotzdem in dem¬
selben Athemzuge eine „süddeutsche Eisenbahngemein¬
schaft" . Wenn diese etwa einen ähnlichen Inhalt , wie die
preußisch -hessische haben soll, dann sehe ich gar nicht ein,warum wir lieber unsere Selbständigkeit zu Gunsten der
Einen als der Andern aufgeben sollten. Wird aber
nichts anderes gewünscht, als daß eine Verständigung in
wichtigeren Fragen erfolgt , dann haben wir in der That
jetzt schon den Anfang einer solchen Gemeinschaft in dem
Sinne , daß wir mehr und mehr zu gemeinsamen Ein¬
richtungen mit Bayern und Württemberg zu kommen be¬
strebt sind ; denn auch dort , wie bei uns , besteht der guteWille, in allen Verkehrsfragen thunlichst Hand in Hand
zu gehen. — Die Wünsche zu Gunsten der Beamten der
Main -Neckarbahn werde ich gerne in wohlwollende Er¬
wägung nehmen und auf Berücksichtigung , soweit thun -
lich, bedacht sein.

Ich bitte zum Schlüsse, den Staatsvertrag anzunehmen,der finanziell für uns vortheilhaft ist, betriebstechnischeinen Fortschritt bedeutet und von den Bewohnern jenes
Landestheils , wie wir eben von dem berufenen Vertreter
Weinheims gehört haben , mit Freuden begrüßt wird .

Abg . Frühanf : Es wird oft behauptet , daß die Be¬
fürchtungen hinsichtlich der

'
Bedrohung der Selbständigkeit

unserer Eisenbahnen durch die"
preußisch -hessische Eisen-

bahngemeinschast übertriebene seien. Sie denke gar nicht
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daran , sich über ihre jetzige Grenze auszudehnen . Gin
Blick in die preußische Presse auf die große Nervosität ,
mit der sie diese Frage behandelt, beweist uns aber das
Gegentheil . Vom Partikularismus war ich immer frei.
Ein Aufsaugen aller andern Eisenbahnverwaltungen durch
die preußische müßte ich aber als eine direkte Verfassungs¬
widrigkeit gegenüber den Bestimmungen unserer Reichs-
verfaffung (R .V . Art. 42 , 44 , 45) bezeichnen . Die
Reichsverfassung bestimmt ausdrücklich , daß die Bundes¬
regierungen sich verpflichten, die deutschen Eisenbahnen als
ein einheitliches Netz von Bahnen zu verwalten . — Red¬
ner sucht in längerer Ausführung die Gefahr einer Ver¬
größerung der preußisch -hessischen Eisenbahngemeinschast
nachzuweisen . Der Herr Minister hat Unrecht , wenn er
meint , die tatsächlichen Verhältnisse bleiben ganz
dieselben. Durch den Vertrag wird die Rechts¬
grundlage (drei gleichberechtigte Verwaltungen ) von
Grund aus verändert. Der Rechtsgrundlage des
Vertrags von 1843 würde es mehr entsprechen , wenn
Preußen jetzt auf seine zwei Stimmen in der Main-
Neckarbahngemeinschaft verzichten wollte . Aber Preußenwill sein faktisches Uebergewicht jetzt auch auf eine
juristisch unanfechtbare Grundlage stellen. Mit einer
Auflösung der Main - Neckarbahngemeinschast wäre ich
vollkommen einverstanden. — Die Vertretung in der
Direktion zu Mainz durch ein Mitglied hat gar keinen
Werth . Diese Art der Mitwirkung bei der Betriebs¬
leitung könnte genau so gut schriftlich erfolgen . Artikel 1
des Vertrags sagt u. a . : „ Etwaige Anfragen der
Badischen Regierung und für sie bestimmte Mittheilungenüber die Verhältnisse der Main -Neckarbahn werden durchdas Badische Mitglied erledigt ; das hierzu erforderlicheMaterial wird ihm von der Eisenbahndirektion zur Ver¬
fügung gestellt werden.

" Darnach sollen also derartige(„ etwaige ") Anfragen nicht zur Regel werden , was mandem badischen Direktionsnütglied in Mainz wohl auchbald begreiflich machen wird , so daß es nach kurzer Zeitden Mund halten wird.
Wenn die andern Eisenbahnverwaltungen sehen werden,wie unser Schicksal sich in Mainz gestalten wird , dann

wird ihnen jede Lust vergehen, sich in eine Gemeinschaftmit Preußen einzulassen. — Redner plädirt dann füreine Tarifreform , von der er die Rettung vor dem Auf¬
gehen in der preußisch -hessischen Gemeinschaft erwartet
und meint , daß der ganze vorliegende Vertrag gar nicht
denkbar wäre , wenn wir 1897 aus diesem Wege der
Tarifreform weiter gegangen wären , insbesondere Kilo¬
meterhefte zu 20 und 10 M . und damit den Zwei¬
pfennigtarif eingeführt hätten . Daß wir dadurch einen
Einnahmeausfall gehabt hätten , glaubt wohl kaum ein
vernünftiger Mensch. — Wenn die süddeutschen Staaten
mit Preußen überhaupt zu einer Verständigung unter
Wahrnehmung ihrer Interessen kommen sollen , dann
ist eine Vereinigung der süddeutschen Staaten noth-
wendig , um als annähernd gleiche Macht die Ver¬
handlungen führen zu können. Gerade dieser Staats¬
vertrag behandelt eine Frage , die eine der ersten ge¬
wesen wäre , die eine süddeutsche Eisenbahngemeinschaftund nicht das kleine Baden allein zu lösen gehabt hätte.Wenn wir heute ohne Bayern diesen Vertrag schließen,wird auch Bayern in zwei Jahren bei den Verhandlungenüber die Verstaatlichung der Pfälzer Bahnen uns nichtmitreden lassen , keine Rücksicht auf unsere Interessen
nehmen und uns sagen : Habt denn ihr uns vor zwei
Jahren gefragt , als ihr jenen Vertrag geschlossen habt ?
Wenn wir dort mitreden wollen , müssen wir auch in
dieser Frage Bayern und Württemberg gestatten , mitzu¬reden. Die ungeheure Machtstellung der preußischen
Eisenbahnverwaltung ist in der Hauptsache auf das Der-
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schulden der übrigen deutschen Eisenbahnverwaltungen,
"

auf einseitige Betonung der fiskalischen Interessen und
kleinliche Tarifkriege, zurückzuführen . — Redner sucht das
durch mehrere Beispiele nachzuweisen. — Heute ist die
letzte Stunde , in der wir uns zu entschließen haben :wollen wir oder wollen wir nicht. Heute sehenwir die Konsequenzen der Situation , die durch den
preußisch - hessischen Vertrag vom Jahr 1896 geschaffenist. Sechs Jahre lang haben wir nichts gethan , umdie ungeheuren latenten Mittel , die noch mobil zu machen
find durch Verkehrserleichterungen, flüssig zu machen . Wir
warten immer daraus, daß Preußen seine Tarife verbilligt ,vereinfacht. Das Entere ist aber nach der Erklärungdes preußischen Ministers v . Thielen nicht beabsichtigt.
Auch in der vorliegenden Frage ist es Preußen nichtdarum zu thun. in Wahrheit zu verbilligen und zu ver¬
einfachen . Das ist nur der Köder , aus den wir herein¬fallen sollen, um weitere 38 Irin in die preußisch-hessische
Gemeinschaft einzubringen. Die Einfahrt in unsere beiden
wichtigsten Bahnhöfe , Heidelberg und Mannheim , unter¬
liegt in Zukunft der Kontrole der preußischen Eisen¬
bahnverwaltung . — Redner will unserer Eisenbahnver¬
waltung keinen Vorwurf daraus machen , daß sie keinen
günstigeren Vertrag mit dem übermächtigen Preußen
schließen konnte . Wir können aber verlangen , daß wir
nicht mehr Rechte abtreten , als uns dafür gegebenwerden , daß wir die gleichen Rechte wie Preußen er¬
halten . So wie die Dinge liegen , wird bei Annahmeder Vorlage in allerkürzester Zeit, in weniger als sechsJahren der Anschluß an die preußisch -hessische Gemein¬
schaft eine absolute Nothwendigkeit sein. Dann wird
kommen können , wer will , und wird vergebens dagegen
sprechen . Auch der Herr Kollege Fendrich wird nicht
gehört werden. Man wird einfach im ganzen Lande
sagen : warum sollen wir nicht für die ungeheure finan¬
zielle Verbesserung den Verlust der Selbständigkeit unserer
Eisenbahnen mit in den Kaus nehmen ? Die Eisenbahn¬beamten , die in Preußen besser bezahlt werden, rechnenbereits mit dieser Möglichkeit, als einer ihnen gar nicht
unangenehmen Thatsache. — Redner spricht sich des wei¬teren in längerer Ausführung für eine Tarifreform aus.
Lediglich durch intensivere Ausnützung der Betriebsmittelwürden große Mehreinnahmen geschaffen , die uns den
Konkurrenzkampf mit Preußen erleichtern würden . —
Die Frage , ob wir um einige 100 000 M . ein Hoheits¬
recht aufgeben sollen, ist für mich überhaupt nicht diskutirbar .Die weitere Ausdehnung der preußisch -hessischen Gemein¬
schaft würde einen Zusammensturz des Föderativsystemsder Reichsverfassung zur absoluten Nothwendigkeit machen.Redner meint , daß die Mittheilung der Etatsvoranschlägean die badische Regierung wohl auch so zeitig erfolgenwerde, daß keine Bedenken mehr geltend gemacht werden
können . Und wenn solche Einwendungen der badischen
Regierung berücksichtigt werden würden , dann werde eSnur bei solchen der Fall sein, die im Sinne der preußisch¬
hessischen Gemeinschaft gemacht seien und so wie so berück¬
sichtigt worden wären. Im übrigen werde man sich aber
nicht um die Bedenken der badischen Regierung kümmern.

Redner bemängelt einige Einzelbestimmungen des Ver¬
trags, so die des Artikel 3 , wonach zum Üebergang zueiner andern Betriebsweise Zustimmung aller drei Regie¬
rungen erforderlich ist. Er frägt an , ob auch Üebergangvom Dampfbetrieb zum elektrischen Betrieb unter diese
Bestimmung falle . Zustimmung aller drei RegierungenWird auch verlangt zur „ Verlegung "

rc. von Bahnhöfen,warum nicht auch zur „ Errichtung" ? Redner befürchtet,daß es dann Vorkommen könnte , daß die preußische Ver¬
waltung uns erklärt : ja , einen Bahnhof könnt ihr errichten,aber wir find nicht gezwungen, da zu halten . (Heiterkeit .)
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Warum haben wir nicht positive Garantie in dem
Vertrag dafür , daß nicht auch in Zukunft eine Ablenkung
des Güterverkehrs durch die preußische Verwaltung zu
unserm Nachtheil erfolgt ? Redner weist des weiteren unter
Verlesung von Ausführungen verschiedener württembergi-
scher Abgeordneten und des württembergischen Minister¬
präsidenten auf die Verhandlungen im württembergischen
Landtag hin . Der württembergische Centrumsabgeordnete
vr . Kiene hat sich gegen jede Konzession gegenüber der
preußisch -hessischen Eisenbahngemeinschaft ausgesprochen
und für die Errichtung einer süddeutschen Personentarif - ,
einer Tarifgemeinschaftüberhaupt . Staatsminister v . Soden
erklärte am ersten Verhandlungstag : Der preußisch-
hessische Vertrag ist für uns absolut nicht diskutirbar.
Auch die Nationalliberalen vertraten diesen ablehnenden
Standpunkt . Der Minderheitsantrag, Erhebungen über
die finanziellen Wirkungen der Gemeinschaft anzustellen ,
wurde abgelehnt. Ich habe mich gewundert, daß hier im
Hause, insbesondere aus den Kreisen der Centrumspartei ,
nicht mehr Aeußerungen gefallen find , die im Einklang
stehen mit diesen Aeußerungen württembergischer Ab¬
geordneter und mit den Stimmen der Presse der Parteien
des Landes. Redner weist auf einen Alarmartikel des
„ Badischen Beobachters" vom Jahr 1897 über die Ge¬
fahr der Expansion der preußisch-hessischen Gemeinschaft
hin, der aber offenbar nicht der Ansicht der Mehr¬
heit der Centrumsabgeordneten entspreche, welche wohl
nicht abgeneigt sei , dem Staatsvertrag zuzustimmen .
Es soll Niemand lieber als mir sein , wenn sich meine
Befürchtungen wegen der von der preußisch -hessischen Ge¬
meinschaft drohenden Gefahr nicht verwirklichen . Ich
fürchte aber, sie werden sich verwirklichen . Uebrigens hat
Preußen ganz Recht , wenn es seine Interessen wahrt , und ich
mache ihm das auch gar nicht zum Vorwurf , ich ver¬
lange nur , daß wir es auch thun . Ich gebe die Hoff¬
nung nicht auf , daß aus der süddeutschen Eisenbahnge¬
meinschaft doch noch etwas wird. Ich halte es überhaupt
nicht für diskutabel darüber zu reden , wie viel Millionen
uns der Verzicht auf ein Hoheitsrecht werth ist . Wenn

wir soweit kommen , dann sind wir auf dem Wege der
Liquidation unserer einzelstaatlichen Selbständigkeit auge¬
langt . Die Selbständigkeit unseres Eisenbahnwesens, das
noch in den Kinderschuhen steckt und eine große Entwick¬
lung vor sich hat , hat für uns größeren Werth als die
Militärhoheit . Ein Staat , der wenigstens seine Eisen¬
bahnen in der Hand behält , hat seine Selbständigkeit
bewahrt. Mit Recht ist darauf hingewiesen worden , daß
den kleinen Finger in einer solchen Sache geben , die ganze
Hand und den ganzen Körper geben bedeute . Redner ist der
Ansicht, daß die Frage der Erhaltung der Selbständigkeit
unsererEisenbahnenin den Mittelpunkt unserer ganzen Poli¬
tik gestellt werden sollte . Auch ein Blatt von gewiß unbe¬
strittener nationaler Gesinnung , die „ Mittelbadischen
Nachrichten " redet von der Gefahr der „ Verpreußung"
unseres Bahnwesens , die der Herr Minister bestritten
hat . Der frühere Abg . Fieser hat sich mit der gleichen
Begründung seiner Zeit gegen einen ähnlichen Vertrag ,
wie den preußisch - hessischen , ausgesprochen . Redner
bedauert es , daß im württembergischen Landtag die
Demokraten und Sozialdemokraten gegen die sehr ver¬
nünftigen Anträge des Centrums , die Redner verliest ,
gestimmt haben . Die württembergische Centrumspartei
würde wohl einstimmig gegen einen Staatsvertrag , wie
den vorliegenden , stimmen . Redner tritt schließlich noch¬
mals für eine Tarifreform ein , die vor allem auch einen
Aufschwung in wirthschaftlicher Beziehung herbeiführen
würde und deswegen auch von der sozialdemokratischen
Partei im Interesse der Arbeiterschaft gefördert werden
sollte . — Wenn wir diesen Staatsvertrag annehmen,
dann wird in aller Kürze Preußen mit aller Macht die
Konsequenzen zu ziehen versuchen. Wenn wir dann in
einigen Jahren zum zweitenmal vor die Frage gestellt
werden , ob wir selbständig bleiben wollen , dann wird
uns Preußen nicht mehr als gleichberechtigter Konkurrent,
sondern als übermächtiger Genosse entgegentreten.

Nach einer geschäftlichen Mittheilung des Abg . vr .
Wilckens wird die Sitzung nach 2 Uhr abgebrochen .
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